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Vom November 1941 bis zum Winter 1942 wurden aus dem Gebiet des damaligen Deutschen 
Reiches in ca. 28 Transporten mehr als 25.000 Juden, Männer, Frauen, Kinder, im Verlauf der 
nationalsozialistischen „Endlösung der Judenfrage“ – dem Tarnbegriff für den Massenmord 
an der jüdischen Bevölkerung Europas – in den baltischen Raum, in erster Linie nach Riga, 
deportiert. Nur drei bis vier Prozent sollten dieses Inferno überleben. Warum verschleppte 
man sie ausgerechnet nach der lettischen Hauptstadt? 

Im ersten Halbjahr 1941 schien es, als ob eine Entfernung der deutschen Juden aus dem 
Reichsgebiet auf die Zeit nach einem siegreichen Ende des Krieges verschoben werden sollte. 
Erst im September gab Hitler seine Genehmigung für eine zunächst kontingentierte Deporta-
tion. Trotz der seit langem anhaltenden Bemühungen Heydrichs, dieses Ziel zu erreichen, wa-
ren bis zum September keinerlei Vorbereitungen für eine geographische Lösung getroffen 
worden. Die Stadtverwaltung von Lodz, damals Litzmannstadt genannt, in deren Zuständig-
keit das einzige bis dahin existierende Großghetto auf dem Hoheitsgebiet des Deutschen Rei-
ches fiel, wehrte sich vehement, aber vergeblich dagegen, in das ohnehin überfüllte Ghetto 
60.000 deutsche Juden aufzunehmen. Die Zahl musste auf 20.000 verringert werden. Hinzu 
kamen allerdings noch Tausende Roma und Sinti. 

Himmler und Heydrich waren sich bewusst, dass andere Zielorte gefunden werden mussten. 
Der besetzte sowjetrussische Raum, in dem ohnehin die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei 
und des SD und die Verbände der Ordnungspolizei ihrem Mordgeschäft bereits nachgingen, 
rückte damit in den Mittelpunkt der Erörterungen. Nach einigem Hin und Her wurden Minsk 
und Riga als künftige Deportationsziele für 50.000 Juden aus dem Reichsgebiet ausgewählt. 
Aber auch hier gab es Schwierigkeiten. Die Deportationen nach Minsk mussten wegen der he-
reinbrechenden Winterkatastrophe und der sich anbahnenden deutschen Niederlage vor Mos-
kau aufgrund der Proteste der Wehrmacht abgebrochen werden. In Riga waren trotz der Zusi-
cherungen des Führers der Einsatzgruppe A, Dr. Stahlecker, keinerlei Aufnahmemöglichkei-
ten vorhanden. Daraufhin ordnete der HSSPF Ostland, Friedrich Jeckeln, die Räumung des 
erst am 25. Oktober 1941 geschlossenen Rigaer Ghettos an. Am 30. November, dem Rigaer 
Blutsonntag, und am 8./9. Dezember wurden 26.500 lettische Juden im Wald von Rumbula 
von SS- und Polizeiangehörigen und lettischen Hilfswilligen ermordet. 

Stahlecker ließ in einem heruntergekommenen Gut bei Riga, dem Jungfernhof, von lettischen 
Juden aus dem Ghetto in den Scheunen und Viehställen eilends enge Pritschen montieren und 
„verkaufte“ das nach Berlin als „Kasernengelände“. Ein von ihm schon lange gewünschtes 
Polizeihaftlager, das überhaupt noch nicht vorhanden war, wurde ebenfalls als Unterkunft 
gemeldet. Diese zu spät eingeleiteten Maßnahmen führten dazu, dass die ersten fünf für Riga 
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bestimmten Transporte nach mehreren zeitlichen Verschiebungen dann nach Kowno geführt 
wurden. 2.934 Menschen: 1.159 Männer, 1.600 Frauen und 175 Kinder aus Berlin, München 
und Frankfurt am Main wurden im Fort IX der Stadt Kowno am 25.11.1941 durch Angehöri-
ge des Einsatzkommandos 3, der deutschen Ordnungspolizei und litauische Hilfswillige um-
gebracht. Am 29.11.1941 traf in Kowno das gleiche Schicksal 2.000 Juden aus Wien und 
Breslau – 893 Männer, 1.155 Frauen und 152 Kinder. Diese Exekutionen waren die ersten an 
deutschen Juden verübten Massenerschießungen überhaupt. Auch der erste Transport, der di-
rekt in Riga ankam, geriet am 30. November in die Räumung des Rigaer Ghettos. Ihre Insas-
sen, ca. 730 Berliner Juden, die am 27. November ihre Heimatstadt verlassen mussten, starben 
am frühen Morgen dieses Tages unmittelbar vor der Ankunft ihrer lettischen Leidensgefähr-
ten. 

Die noch nicht abgeschlossene Räumung des Rigaer Ghettos führte auch dazu, dass die ersten 
vier Transporte, die in den ersten Dezembertagen aus Nürnberg, Stuttgart, Wien und Ham-
burg in Riga ankamen, nach Jungfernhof gebracht wurden. Erst mit der Ankunft des Trans-
ports aus Köln unmittelbar anschließend wurden die Juden in das Ghetto gebracht, wo sie die 
blutigen Überreste der unmittelbar vorher beendeten Räumung vorfanden. Im Dezember folg-
ten dann noch Transporte aus Kassel, Düsseldorf, Münster/Bielefeld und Hannover. In den 
Wohnungen der vorher ermordeten lettischen Juden wurden die Deportierten untergebracht. 
Da der größere Teil des von den lettischen Juden geräumten Ghettos für die hereinkommen-
den Transporte nicht zur Verfügung stand, herrschte in den Wohnungen qualvolle Enge, zu-
mal im Januar bis Anfang Februar 1942 zwei weitere Transporte aus Theresienstadt, drei aus 
Berlin, zwei aus Wien und je einer aus Leipzig und Dortmund folgten. 

Sowohl aus dem Ghetto als auch aus Jungfernhof wurden viele arbeitsfähige Männer in das 
noch gar nicht existierende spätere Polizeihaftlager Salaspils gebracht, wo sie bei eisiger Käl-
te zunächst ihre eigenen Unterkünfte und später das ganze Lager aufbauen mussten. 

Die Transporte nach Riga setzten sich bis Anfang Februar fort und wurden erst im August bis 
Dezember 1942 im monatlichen Abstand (Transporte aus Berlin) wieder aufgenommen. Einer 
von ihnen wurde im September 1942 nach Estland (aus Berlin und Frankfurt a. M.) weiterge-
leitet. 

Von allen diesen Vorgängen hatte die jüdische Bevölkerung im Reichsgebiet, als sie die 
Nachricht von ihrer bevorstehenden Abschiebung nach Osten erfuhr, keine Ahnung. Im Ge-
genteil, man spiegelte ihr vor, als Aufbaukräfte in den neu besetzten Ostgebieten Arbeit und 
Unterkunft zu finden. Die Deportationsrichtlinien erließ das Judenreferat des Reichssicher-
heitshauptamtes. Die örtlichen Stapoleitstellen fassten sie für den lokalen Bereich zusammen 
und organisierten für ihren Zuständigkeitsbereich den gesamten Abtransport. So waren der 
Dienstsitz der Stapoleitstellen das Zentrum, zu dem die Judentransporte der umliegenden 
Städte und Gemeinden zumeist zusammengeführt wurden, um dann den Transport gemäß den 
Absprachen mit der Deutschen Reichsbahn auf seinen verhängnisvollen Weg zu schicken. Die 
lokale Schutzpolizei begleitete die Transporte bis nach Riga. Nach dem Krieg wurde lange 
Zeit der Eindruck erweckt, als ob der Abtransport der Juden aus dem Reichsgebiet eine Art 
„Geheime Reichssache“ gewesen sei. Schon in den sechziger Jahren war aber in den Ge-
richtssälen völlig klar, dass es sich dabei um eine reine Verteidigungsstrategie der Beschul-
digten handelte. Im Gegenteil, die Deportation der deutschen Juden war ein in den Behörden 
weithin bekannter Vorgang, der die Verwaltungen umfangreich beschäftigte. Von den Ar-
beitsämtern, den Industriebetrieben, den Finanzämtern, den Wohlfahrtsbehörden bis hin zu 
den Gerichten wurde der Vorgang als ein bürokratischer Akt behandelt. Die Banken erließen 
genaue Richtlinien, wie mit den Anordnungen des Reichsfinanzministeriums umzugehen sei. 
Die NSDAP und ihre Organisationen, vornehmlich die NS-Volkswohlfahrt, versteigerten und 
verteilten das Hab und Gut der Deportierten, nachdem zunächst vornehmlich die Finanzämter 
und andere Behörden sich aus dem beweglichen Hab und Gut für ihre Zwecke bedient hatten. 
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Anfängliche Unsicherheiten in der Abwicklung des behördlichen Vermögensraubs wurden 
mit dem Erlass der 11. Verordnung zum Reichbürgergesetz beseitigt, demzufolge ein Jude 
beim „Verlassen des Reichsgebiets“ nicht nur seine Staatsangehörigkeit, sondern auch sein 
Vermögen verlor. Die „Reichsvereinigung der Juden in Deutschland“ und die noch bestehen-
den jüdischen Gemeinden, die unter dem Kuratel der Gestapo standen, wurden gleichermaßen 
in den Verwaltungsvorgang mit einbezogen. Sie hatten die Deportationslisten nach den Richt-
linien der Gestapo zusammenzustellen, die dann von der Staatspolizei überarbeitet und ge-
nehmigt wurden. Sie betreuten die Menschen bis zum Abtransport. Durch Sonderabgaben auf 
das „Sonderkonto W“ der Reichsvereinigung musste die jüdische Bevölkerung schließlich 
den Abtransport in den Tod selbst bezahlen. Gemäß den Richtlinien nur mit dem Allernot-
wendigsten versehen, wurde das Gepäck der für den Abtransport bestimmten Personen in den 
Sammelstellen durch die Gestapo kräftig gefilzt, da die Anweisungen der jüdischen Organisa-
tionen mit denen der Gestaporichtlinien sehr oft nicht übereinstimmten und die Polizisten oh-
nehin die Bestimmungen willkürlich auslegten. Anfänglich standen noch alte Personenwag-
gons zum Abtransport bereit. In dem strengen Winter 1941/1942 stellte man dann nur noch 
ungeheizte Güterwagen zur Verfügung, was zu zahlreichen Erfrierungen bei den Transportin-
sassen führte. In Riga musste man die Toten ausladen. 

Der Schock über diese Verhältnisse war gewaltig. Bei der Ankunft auf dem Güterbahnhof in 
Riga wurden die Insassen mit Gebrüll und teilweise mit Gewalt aus den Wagen getrieben. 
Diejenigen, die den Fußmarsch nach Jungfernhof oder in das Ghetto nicht leisten konnten, 
wurden mit Lkw fortgeschafft. Man sah sie nie wieder. Über die vereisten Straßen mussten 
sich die Menschen zu ihrem Unterbringungsort hinschleppen. Die Unbill des Wetters, nicht 
nur der böse Wille, sondern auch die hervorzuhebende deutsche Unfähigkeit, für die Depor-
tierten zu sorgen, führten dazu, dass es Tage und Wochen dauerte, bis die dann gewährte 
mangelhafte Ernährung halbwegs gesichert war. Die katastrophale Unterbringung, die Kälte, 
der Hunger und die konsequent sich daraus ergebenden Krankheiten führten dazu, dass allein 
in Jungfernhof in den Wintermonaten über 800 Menschen starben. Im Rigaer Ghetto wurden 
die Angekommenen, soweit sie arbeitsfähig waren, erst zum Schneeräumen und dann nach 
und nach bei zahlreichen Dienststellen und Betrieben zur Arbeit eingesetzt. In nahezu 200 
Arbeitsstellen wurden die jüdischen Arbeitskräfte, so merkwürdig es klingt, zu einem integra-
len Bestand des ohnehin knappen Arbeitskräftereservoirs, über dessen Verfügbarkeit es zu 
heftigen Auseinandersetzungen, sogar zu tätlichen Streitereien unter den Deutschen kam. In 
Salaspils war bei den barbarischen Lebens- und Arbeitsbedingungen die Sterblichkeit beson-
ders hoch. Nur ein Bruchteil der dorthin gebrachten Männer kehrte nach vollendetem Aufbau 
des Lagers im Sommer 1942 völlig entkräftet in das Rigaer Ghetto zurück. 

Bereits im Februar, aber vor allem am 26. März 1942, fanden sowohl in Jungferhof als auch 
im Ghetto große Selektionen statt, denen in beiden Lagern nahezu 3.000 als arbeitsunfähig 
angesehene Menschen zum Opfer fielen. Unter dem Vorwand, sie in ein Lager in Dünamünde 
zu bringen, das in Wirklichkeit gar nicht existierte und wo es in einer Konservenfabrik angeb-
lich leichtere Arbeitsbedingungen gäbe, transportierte man die Opfer zu den Massengräbern 
im Bikernieker Wald und erschoss sie. Von diesem Zeitpunkt an war das Ghetto vor allem ein 
Arbeitsghetto. Jungfernhof bestand als Judenlager noch bis zum Sommer 1942. Die meisten 
Arbeitskräfte wurden dann in das Rigaer Ghetto gebracht, die übrigen erst 1943. 

Die Lebensbedingungen im Ghetto können hier nicht geschildert werden. Die Arbeitsbedin-
gungen in den Betrieben und Dienststellen waren unterschiedlich und hingen von der Willkür 
der Befehlsgeber ab. Sie reichten von fast KZ-ähnlichen Verhältnissen bis zu den so genann-
ten guten Betrieben. Die Suche nach Lebensmitteln, der mit der Todesstrafe bedrohte Tausch-
handel und viele weitere Unwägbarkeiten bestimmten das Leben. Zwischen dem Versuch, ei-
ne irgendwie den Verhältnissen angepasste Lebensweise zu organisieren, und der ständigen 
Willkür der Polizeikräfte versuchte man zu überleben. Um den täglichen Marsch zu den Be-
trieben zu sparen, richtete man in Fabriken und Dienststellen so genannte „Kasernierungen“ 
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ein, deren „Qualität“ wiederum vom vorhandenen oder nicht vorhandenen Engagement der 
jeweiligen Vorgesetzten abhing. Einen besonders üblen Ruf erwarb sich der Kommandeur der 
Sicherheitspolizei und des SD, Dr. Rudolf Lange, dessen Schießwut keine Grenzen kannte. 
Dass eine Steigerung des Elends noch möglich war, erfuhren die Ghettoinsassen anlässlich ih-
rer Überführung in das neu errichtete KZ-Kaiserwald in einem Vorort von Riga. Die Räu-
mung des Ghettos, die im Sommer 1943 begann, zog sich bis in den Spätherbst hin. Im Ghet-
to sammelte man alle jene, die als arbeitsuntauglich galten und deportierte über 2.000 von ih-
nen Anfang November nach Auschwitz. Nur ein kleines Säuberungskommando blieb dann im 
leeren Ghetto bis 1944. 

Auch wenn die überwiegende Zahl der Arbeitskräfte weiterhin in den Kasernierungen der Be-
triebe lebte, war das KZ Kaiserwald die „Schaltstelle“ für alle Häftlinge. Alle Scheußlichkei-
ten, die mit dieser Institution verbunden waren, ereigneten sich auch hier. Medizinische Ver-
suche, Folterungen, willkürliche Erschießungen, Selektionen usw. Der KZ-Arzt Dr. Krebs-
bach leitete auch die Kinderaktion, bei der alle noch vorhandenen Kinder zur Erschießung 
weggeschleppt und anschließend ermordet wurden. Bereits seit Frühjahr 1943 wurden auch 
kleine Kommandos zu den „Enterdungsaktionen“ geschickt („Stützpunktkommandos“ ge-
nannt), die man nach einiger Zeit erschoss und durch neue ersetzte. 

Mit der Annäherung der Front 1944 begannen SS und Polizei mit der systematischen Rück-
führung der in den baltischen Staaten noch lebenden jüdischen Häftlinge nach Westen. Über 
Libau wurden sie zunächst in das KZ Stutthof bei Danzig und im Lager und der weiteren 
Umgebung untergebracht. In Stutthof erfuhren sie noch einmal die ganze grausame Wirklich-
keit des Konzentrationslagers. Die weitere Rückführung erfolgte dann 1945 großen Teils in 
Fußmärschen, bis sie von der Roten Armee befreit wurden. Der andere Teil gelangte mit dem 
Schiff nach Westen. Befreit wurden die Deportierten in Schleswig-Holstein, Buchenwald und 
anderen Orten. Einige, die von Theresienstadt aus nach Riga deportiert worden waren, gelang-
ten am Ende des Krieges an den Ausgangsort wieder zurück. Die Männer, die nach Bergen-
Belsen kamen, fielen zum großen Teil den dort herrschenden Krankheiten zum Opfer. Eine 
Gruppe weiblicher Häftlinge wurde von Hamburg Richtung Kiel getrieben, wo sie vom 
Schwedischen Roten Kreuz nach Schweden in die Freiheit gelangten. 

© Wolfgang Scheffler 

 
 

     28.01.2002 

Der Judenmord in Riga 
Wehrmachtsverbrechen im Spiegel des Nürnberger Nachfolgeprozes-
ses gegen das Oberkommando der Wehrmacht (Fall XII vom 
28.11.1947 bis 27.10.1948) 
Jörg Wollenberg, 26.01.2002 

Am 31. Juli 1941 beauftragte Hermann Göring den Chef der Sicherheitspolizei und des Si-
cherheitsdienstes (SD), Reinhard Heydrich, mit der Vorbereitung zur »Gesamtlösung der Ju-
denfrage«. Ab Mitte Oktober 1941 begann die Deportation der Juden aus dem Reichsgebiet in 
die Ghettos Kowno, Lodz, Minsk und Riga, ab Mitte 1942 in das Ghetto Theresienstadt. 

Die deutsche Staatsangehörigkeit wurde ihnen entzogen und ihr Vermögen beschlagnahmt. Das Fi-
nanzamt registrierte fein säuberlich die Umverteilung der Gegenstände und den Preis, den der Volks-
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genosse dafür zu zahlen hatte. Die Spur der jüdischen Mitmenschen führte in der Regel in den Tod o-
der sie blieben »verschollen«, landeten im Nichts. Aber der Verbleib ihrer Bettwäsche, der Teppiche, 
Kleiderschränke, des Küchengeschirrs oder der Klaviere wurde penibel vom Finanzamt festgehalten. 
Wer schlüpfte in die Leibwäsche der Familie Katz aus Lübeck? Wer tafelte vom Silbergeschirr des 
Oberrabbiners Joseph Carlebach aus Hamburg? Wer übernahm in Bielefeld den Besitz der nach Riga 
deportierten Familien Stein, Rosenthal, Oppenheimer oder Hauptmann? Allein 88 Deutsche jüdischen 
Glaubens wurden am 13.12.1941 von Bielefeld nach Riga deportiert.  

Die SD-Hauptaußenstelle Bielefeld berichtet am 16.12.1941 über diesen »Transport«: »Abtransport 
von 400 Juden aus dem Regierungsbezirk Minden. Am Donnerstag, den 11.12.41 begann im hiesigen 
Bereich die Aktion zur Verschickung der ersten jüdischen Familien nach Riga. Gegen zehn Uhr trafen 
die ersten jüdischen Familien in Bielefeld ein und wurden im Kyffhäusersaal am Kesselbrink unterge-
bracht. Nach zweitägigem Aufenthalt, der zu Durchsuchungen, Gepäckkontrolle u. dgl. benutzt wurde, 
ging der Transport am Samstag um 15 Uhr ab. Obwohl diese Aktion von seiten der Staatspolizei ge-
heim gehalten wurde, hatte sich die Tatsache der Verschickung von Juden doch in allen Bevölke-
rungskreisen herumgesprochen. Dementsprechend war auch eine Vielzahl von stimmungsmäßigen 
Äußerungen zu erfassen. Es muß festgestellt werden, daß die Aktion von dem weitaus größten Teil der 
Bevölkerung begrüßt wurde. Einzeläußerungen war zu entnehmen, daß man dem Führer Dank wisse, 
daß er uns von der Pest des jüdischen Blutes befreie (...) Erstaunen zeigte man vielfach in der Bevöl-
kerung, daß man den Juden zum Transport nach dem Bahnhof die gut eingerichteten städtischen Ver-
kehrsautobusse zur Verfügung stellte.« (Stadtarchiv Bielefeld, M 18, Nr. 17)  

Für nahezu alle der insgesamt 946 Juden aus Hamburg und Schleswig-Holstein, davon allein 753 aus 
Hamburg, 90 aus Lübeck und 54 aus Kiel, bedeutete der Transport vom 6. Dezember 1941 in Rich-
tung »Ostland« den Tod. Als sie am 09.12.1941 Riga per Eisenbahn erreichten und über das Lager 
Skirotowa in das provisorisch eingerichtete Lager Jungfernhof (Jumpramunize) bei Riga abgeschoben 
wurden, waren bereits Hunderttausende sowjetischer und baltischer Juden getötet worden– von der 
Wehrmacht und den Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD. Unmittelbar vor ihrer Ankunft 
fanden in Skirotowa bei Riga jene schrecklichen Ereignisse statt, die zur Ermordung von über 40.000 
jüdischen Frauen und Kindern führten. Neuere Forschungsergebnisse (Vestermanis) halten diese Zah-
len für überzogen und gehen von 28.000 Ermordeten aus. Im folgenden werden diese Ereignisse aus 
der Sicht der Generäle dargestellt, die 1947/48 vor dem Militärgericht in Nürnberg zur Verantwortung 
gezogen wurden.  

»Von dieser Untat nichts gehört«  
Am 18. Dezember 1948 behandelte das Amerikanische Militärtribunal im Nürnberger Prozeß gegen 
das OKW die Erschießung der über 40.000 Juden in Riga. Zu den Ereignissen im Ghetto von Riga 
vom 29.11. bis 1.12.1941 und vom 8. und 9.12.1941 hatte der Generalmajor der Pioniere, Walter 
Bruns, Kommandeur des Brückenstabes Riga, im Kreuzverhör folgende Aussage bezeugt: 

»Die ganze Sache hat etwa drei Tage gedauert. Jede Stunde hat etwa 1.200 bis 1.500 Frauen und Kin-
dern das Leben gekostet, und die Erschießung ging zehn Stunden am Tage.« 

Frage: »Waren es lauter Frauen?«  

Bruns: »Das waren nur Frauen, ja, und Kinder.« 

Frage: »Hörten Sie von irgendwelchen Ausrottungsaktionen von Juden außer der, die Sie eben be-
schrieben haben?« 

Bruns: »Es hat sich eine solche in Petrowska und in verschiedenen anderen Orten ereignet. Als ich von 
dem Rigaer Vorkommnis erzählte, wurde mir gesagt, es seien in dem Dreieck Kowno-Winnitza-
Schitomir auch derartige Exekutionen vorgekommen. Das Exekutionskommando in Riga rühmte sich 
selbst, in der Ukraine mehrere hunderttausend und zuletzt bei Minsk 67.000 ›erledigt‹ zu haben, wie 
sich die Leute immer ausdrückten.« 

Frage: »Bedeutet das getötet?« 

Bruns: »Ja. Das war der übliche Ausdruck geworden.« 

Ein anderer Pionier und Regimentskommandeur will davon nichts mitbekommen haben. General Wil-
helm Ullersperger, Korpspionierführer des 26. Armeekorps der 18. Armee, behauptete vor dem Nürn-
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berger Tribunal, von den Judenerschießungen in Riga nichts gehört und gewußt zu haben, obwohl er 
sich zu diesem Zeitpunkt in der Stadt aufhielt und zudem militärischer Kommandant Rigas war. 

Der Hauptangeklagte im OKW-Prozeß, der Generalfeldmarschall Wilhelm Ritter von Leeb, zur Zeit 
der Judenerschießungen noch Chef der Heeresgruppe (H.Gr.) Nord, fertigte zu den Vorgängen eine 
Handakte an, die ihm sein Verteidiger Hans Laternser zusammengestellt haben dürfte (NOKW, 8 29 
ff). Zitat aus der Akte des Generals: 

»Stellungnahme: Ganz Litauen und Lettland gehörten schon seit Monaten zum Reichskommissariat 
Ostland. Sie waren der Einflußnahme und Befehlsgewalt der H.Gr. entzogen. In Riga befand sich der 
Sitz des Reichskommissariats. Die Untaten fanden also unter den Augen und durch Organe des 
Reichskommissariats statt. 

Die militärische Sicherung des Reichskommissariats oblag dem Wehrmachtsbefehlshaber, General 
Bremer. Er hatte seinen Dienstsitz in Riga. Er unterstand dem OKW (Oberkommando der Wehr-
macht). 

Es bestand ebenso wenig ein dienstlicher Zusammenhang zwischen ihm und der H.Gr.Nord wie zwi-
schen dem Reichskommissariat und der H.Gr.Nord. 

Die Zahlenangaben von General Bruns sind unglaubwürdig. Wo sollen diese 45.000 jüdischen Frauen 
und Kinder hergekommen sein? Schon die lettische Bevölkerung hat die Juden in Riga im Juli ausge-
rottet. 45.000 Personen entsprechen in Vierer-Reihe einer Marschlänge von etwa 12 km! Wie hätten 
diese 45.000 Erschossenen in drei Massengräbern bestattet werden können? 

Da nach Angaben von Bruns die Exekution drei Tage zu je zehn Stunden dauerte, hätten in jeder Mi-
nute 25 Menschen erschossen werden müssen! 

Ich kann nur bedauern, von dieser Untat nichts gehört zu haben. Wenn ich auch nicht die Möglichkeit 
gehabt hätte, sie durch Befehl zu verhindern, so konnte ich doch beim Ob.d.H. auf die Unmöglichkeit 
einer solchen Politik der Gewalt und der Ausrottung hinweisen und vorstellig werden. 

Gerade in den ersten Tagen des Dezember war ich von schwerer Sorge über die Frontlage erfüllt. Die 
Lage bei Tychwin hatte sich so entwickelt, daß ein Rückzug hinter den Wolchow unvermeidlich ge-
worden war. Das Schicksal von drei bis vier Divisionen hing hiervon ab. Ich hatte mit Hitler schwer 
zu ringen, ihm diesen Entschluß abzuringen.« 

Nichtwissen, Unzuständigkeit und militärische Notwendigkeit, das sind die Worthülsen, die immer 
wieder von den Generälen zur Verteidigung ihrer Taten bemüht wurden. Wie Leeb gingen auch die 
anderen Angeklagten vor. Wenn Verbrechen in ihre Zuständigkeit fielen, haben sie nichts davon er-
fahren; wenn sie davon erfahren hatten, fielen sie nicht in ihre Zuständigkeit; wenn aber die Zustän-
digkeit bewiesen werden konnte und die Kenntnis aktenkundig war, dann handelten die Generäle aus 
militärischer Notwendigkeit. 

In diesem Fall stammte das belastende Material von einem General selbst, der zu den allzu wenigen 
mutigen Offizieren gehörte, die gegen das Verbrechen demonstrierten. Der General der Pioniere Bruns 
hatte eine schriftliche Dienstmeldung über die ihm »unerklärliche Schießerei und Schreierei« angefer-
tigt und diese Admiral Canaris, dem Chef der Abwehr, und dem Generalobersten Halder im Ober-
kommando des Heeres noch im Dezember 1941 zugeleitet. Das Ergebnis dieser Intervention: Der Ver-
treter des zivilen Gebietskommissars informierte den General Bruns – diskret und heimlich – über den 
Befehl, der den Bedürfnissen des Heeres nach Entlastung Rechnung trug: »Derartige Massenerschie-
ßungen müssen in Zukunft in unauffälliger Form erfolgen.« 

Ausrottung »unnützer Esser« 
Wenige Wochen vor dem Judenmord in Riga belagerte die 18. Armee Leningrad. Dazu wurden die 
Generäle von Leeb, Warlimont und von Küchler in Nürnberg vernommen. Worum ging es? 

Nach fünf Wochen Belagerung erhielt von Leeb im Oktober 1941 den Führerbefehl, eine Kapitulation 
Leningrads weder zu fordern noch anzunehmen. Das hieß faktisch: Errichtung eines Vernichtungsla-
gers mit drei Millionen zum Tode Verurteilter, also mindestens zweimal so viel Opfer wie in Ausch-
witz. Erst im Nürnberger Kreuzverhör will von Leeb seine Rolle durchschaut haben – nachdem eine 
bedrückende Last an Beweisstücken seine Schuld dokumentiert hatte. Unter anderem hatte ihm ein 
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Stabsoffizier der 18. Armee den Plan zur Ausrottung dieser Millionen »unnützer Esser« folgenderma-
ßen begründet: 

»Vorteile: a) Ein großer Teil der kommunistischen Bevölkerung Rußlands, der gerade unter der Be-
völkerung Leningrads zu suchen ist, wird ausgerottet. b) Wir brauchen 4 Mio. Menschen nicht zu er-
nähren. Nachteile: a) Seuchengefahr, b) die seelische Einwirkung durch die vor unserer Front verhun-
gernden Massen auf unsere Truppe ist groß. c) Der feindlichen Presse wird ein wirksames Propagan-
damittel in die Hand gegeben«. 

Die Generäle rechtfertigten ihr Tun vor dem Militärtribunal in Nürnberg mit der allgemeinen Lebens-
mittelknappheit, die im Winter 1941 auch das deutsche Heer in Versorgungsschwierigkeiten brachte. 
Bei der Verteilung der knappen Nahrung kam den Generälen wie von selbst die Theorie der »nutzlo-
sen Esser« in den Sinn. Der dem Widerstand zugerechnete Generalstabschef des Heeres Franz Halder, 
in Nürnberg Verteidigungszeuge, notierte damals in sein Tagebuch: »Was tun mit Insassen der Irren-
anstalten im besetzten Gebiet? Russen sehen Geistesschwäche als heilig an. Trotzdem Tötung not-
wendig.« 

Im Befehlsbereich der 18. Armee, die unter dem Kommando des ebenfalls in Nürnberg angeklagten 
Generalfeldmarschall Georg von Küchler stand, befand sich im Gebäude eines ehemaligen Klosters 
ein Asyl, das 230 unheilbar kranke Frauen beherbergte: Epileptikerinnen und Syphilitikerinnen. Nah-
rung und Medikamente waren fast verbraucht und da keine Zuteilung beabsichtigt war, rechnete die 
Abwehrabteilung Küchlers damit, daß die hungrigen Frauen im Gelände streunen und deutsche Solda-
ten infizieren könnten: »Diesem ausgesprochenen Gefahrenherd zu erlauben, unmittelbar hinter den 
vorgeschobenen Linien der Winterstellung zu verbleiben, erscheint untragbar. Es kommt hinzu, daß 
die Insassen der Anstalt auch im Sinne deutscher Auffassung Objekte nicht mehr lebenswerten Lebens 
darstellen.« Am 1. Weihnachtstag des Jahres 1941 ordnete v. Küchler an, die Frauen einem Erschie-
ßungskommando des Sicherheitsdienstes auszuhändigen. Am 3. Januar meldete der Generalstabschef 
des 18. Armeekorps: »Die Angelegenheit ist bereinigt.« 

Mit Hilfe einer Notiz des Nachrichtenoffiziers des 28. Armeekorps versuchte die Verteidigung in 
Nürnberg, v. Küchler aus dieser Schlinge zu ziehen. Die Notiz betraf ein Telefongespräch mit dem 
Armeekommando. Und aus der Notiz wird sichtbar, daß hinter der Vernichtung der 230 kranken Frau-
en ein profanes Interesse stand: Das Asyl Makarewskaja war zum Zeitpunkt der Kontaktierung des 28. 
Armeekorps mitten in die Frontlinie geraten. Es war höllisch kalt und das Armeekorps suchte zur Un-
terbringung von Truppen dringend Herberge. Darüber konferierten die Nachrichtenoffiziere am Tele-
fon unverblümt. Beide interessierten sich für das Gebäude des Asyls, nicht für die Kranken. Sie waren 
ihnen völlig gleichgültig. Da die Liquidierung von Kranken zwecks Quartierbeschaffung für Soldaten 
militärisch illegal ist, bemüht der Abwehroffizier des 28. Armeekorps für sein elendes Räumungsinte-
resse eine ideologisch hochtrabende Floskel, das »lebensunwerte Leben«. 

Konsequenz des totalen Krieges 
Im Nürnberger Prozeß gegen die Einsatzgruppen der SS stammte das Hauptbelastungsmaterial von 
den Tätern selbst. 90 selbstverfaßte Tätigkeitsberichte der angeklagten 22 Einsatzgruppenführer um 
den SS-Intellektuellen Ohlendorf stellten Anklage und Gericht vor ein menschliches Rätsel. Die An-
geklagten nannten sich unschuldig, weil sie ihr Töten als eine Notwendigkeit begriffen hätten. »Wir 
müssen bedenken«, heißt es im Anklageplädoyer von General Edward Taylor, »daß die Einsatzgrup-
pen kleine Verbände von 500 bis 800 Leuten waren. Vier dieser kleinen Verbände, zusammengenom-
men nicht mehr als 3.000 Mann, töteten mindestens eine Million Menschen innerhalb einer Spanne 
von zwei Jahren. Diese Zahlen ermöglichen Schätzungen, die es sehr erleichtern, diesen Fall zu ver-
stehen. Sie zeigen, daß die vier Einsatzgruppen durchschnittlich 1.350 Morde am Tag über eine zwei-
jährige Periode hinweg vollbrachten. 1.350 Menschen an einem normalen Tag abgeschlachtet, sieben 
Tage die Woche, durch mehr als hundert Wochen.« 

Nach den Tätigkeitsberichten der Einsatzgruppen wurde »erschossen, ... beseitigt, ... erfaßt und liqui-
diert, ... exekutiert, ... hingerichtet, ... entledigt, erledigt, ... unschädlich gemacht, ... entsprechend be-
handelt, ... von Juden gereinigt, ... die jüdische Frage gelöst.« 

All das aus folgenden Anlässen: Jüdische Frauen haben ein »besonders aufsässiges Verhalten an den 
Tag gelegt, ... Ungehorsam gegen die deutschen Behörden gezeigt, ... zugewiesene Arbeiten mit Wi-
derwillen ausgeführt«. Andere Juden tragen »die vorgesehenen Abzeichen nicht«, sie fielen als 
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»durchaus minderwertige Elemente« oder als »verwahrloste Jugendliche« auf oder stellten eine »dro-
hende Seuchengefahr« dar. 

Welche Tötungsdimensionen sich damit verbanden, läßt sich an dem Lagebericht »UdSSR 133« ver-
deutlichen. Dieser verzeichnete in den Zeiten der Belagerung Leningrads und des Judenmassakers in 
Riga 133 Operationen, durchgeführt von der Armeegruppe B, die SS-Brigadeführer Erich Naumann 
leitete: 

»83 von mehreren hundert Insassen eines Zwangsarbeiterlagers in Mogilew wurden am 25. Oktober 
1941 als rassisch minderwertige Elemente mit asiatischem Einschlag liquidiert. Die Verantwortung für 
ihre Beibehaltung im rückwärtigen Heeresgebiet war nicht länger tragbar. Als Resultat zahlreicher Be-
schwerden über ihr aufreizendes Verhalten wurde eine Gesamtzahl von 2.200 Juden nordöstlich von 
Mogilew in Gorki und Umgebung im Zuge einer Razzia erledigt. Die Operation wurde in enger Zu-
sammenarbeit mit der Militärpolizei durchgeführt. Am 19. Oktober 1941 wurden in Mogilew Judenak-
tionen größeren Ausmaßes mit Unterstützung durch das Polizeiregiment Mitte gestartet. Hierdurch 
wurden 3.726 Juden beiderlei Geschlechts und jeden Alters liquidiert. Diese Maßnahmen waren not-
wendig, weil die Juden seit der Besetzung von Mogilew durch deutsche Truppen die Autorität der Be-
satzungsmacht herausforderten und trotz der bereits gegen sie ergriffenen Maßnahmen es nicht nur 
versäumten, sich solcher Aktionen zu enthalten, sondern ihre anti-deutsche Tätigkeit (Sabotage, Un-
terstützung von Partisanen, Weigerung zu arbeiten) in solchem Ausmaß und mit solcher Hartnäckig-
keit fortsetzten, daß dies im Interesse der Aufrechterhaltung der Ordnung in den rückwärtigen Gebie-
ten nicht länger geduldet werden konnte.«  

Die Liquidierungen im Berichtzeitraum belaufen sich auf folgende Ziffern:  

 Stab und Vorkommando Moskai    2.457 

 Sonderkommando 7a    1.517 

 Sonderkommando 7b    1.822 

 Ersatzkommando 8  28.219 

 Ersatzkommando 9  11.452 

 Gesamtzahl der von der Einsatzgruppe B liquidierten Personen:  45.467 

Als Otto Ohlendorf im Nürnberger Verhör von seinem Verteidiger gefragt wurde, wie er sich den Ab-
scheu erkläre, mit dem die ganze Welt die Judenvernichtung im Osten betrachte, antwortete er, daß 
diese Taten in der Öffentlichkeit als isolierte Exzesse beschrieben würden, vollbracht von der SS. 
»Man hat sie aus ihrem Zusammenhang genommen und die SS allein verantwortlich gemacht. In 
Wirklichkeit sind diese Exekutionen im Osten eine Konsequenz des totalen Krieges gewesen.« 

Dem ist nicht zu widersprechen. Als Ohlendorf sich am 15. Oktober 1947 hierüber vernehmen ließ, 
ging es ihm um das Vernichtungskonzept des Rußlandfeldzugs, das von den Generälen der Wehr-
macht mit verfaßt worden war. Unter ihrer Oberhoheit wurde die alles entscheidende Schwelle der na-
zistischen Judenpolitik genommen: die von der Rassendiskriminierung zur Rassenausrottung. 

aus:     26.01.2002 
 
 

      
NS-Dokumentationsstelle (Villa Merländer)  im Jahr 2004 

Riga – Massenmord und Arbeitseinsatz 
von Ingrid Schupetta 
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In die lettische Hauptstadt Riga, die im Juli 1941 von Deutschland besetzt worden war, wur-
den im Herbst/Winter 1941/42 mindestens 21.000 Juden aus dem damaligen Deutschen 
Reichsgebiet und aus Theresienstadt deportiert. Die deutschen Besatzer hatten zuvor einen 
Stadtteil (die so genannte Moskauer Vorstadt) umzäunt und zum jüdischen Wohngebiet er-
klärt. Dieses Ghetto bestand bis in das Jahr 1943. Im November 1943 wurde es endgültig auf-
gelöst. Die zu diesem Zeitpunkt noch arbeitfähigen Juden wurden entweder in das seit März 
1943 im Aufbau befindliche Konzentrationslager Kaiserwald (lettisch: Mežaparks) gebracht 
oder in Arbeitslager, die über ganz Riga und darüber hinaus verteilt lagen. Kurz vor der Be-
freiung durch sowjetische Truppen im August/September 1944 wurden viele der Deportierten 
über die Ostsee verschleppt und auf die noch existierenden Konzentrations- und Arbeitslager 
(insbesondere das KZ Stutthof) verteilt. 

Massenmord und Selektionen 
Bevor ab Ende November 1941 die Deportationszüge aus dem Reichsgebiet eintrafen, waren 
in dem Ghetto von Riga vor allem die Juden, die aus dieser Stadt stammten, zusammengetrie-
ben worden. In drangvoller Enge lebten dort ca. 30.000 Männer, Frauen und Kinder. Bis auf 
ein vergleichsweise kleines Kontingent von Arbeitskräften (2.000 Männer und 300 Frauen) 
wurden diese lettischen Juden in zwei großen Mordaktionen im November und Dezember 
1941 von Männern des SD erschossen – mit Unterstützung von Polizeikräften, der Wehr-
macht unterstellten Helfern und lettischen Faschisten. Die Massengräber liegen in einem 
Waldgebiet in der Nähe der Bahnstation Rumbula. 

Auch die Insassen eines Deportationszuges aus Berlin, die unglücklicherweise genau am Tag 
des ersten Massenmordes ankamen, wurden in Rumbula erschossen und verscharrt. Aller-
dings war es zu diesem Zeitpunkt noch keine endgültig beschlossenes Sache, alle Juden aus 
dem Reichsgebiet generell auf diese Art und Weise zu töten. Noch gab es die Vorstellung, 
dass die Juden aus Mittel- und Westeuropa nach dem deutschen Sieg über die Sowjetunion in 
Richtung Osten abgeschoben werden sollten. Das Ghetto von Riga sollte eine Art Zwischen-
lager sein, als Ersatz für das über die Planung nicht weit hinausgekommene Lager Salaspils 
(südöstlich von Riga), das ab Dezember 1941 von jüdischen Zwangsarbeitern errichtet wurde. 
Salaspils wurde später ein Lager vor allem für den lettischen Widerstand nach dem Muster 
der deutschen Konzentrationslager. 

Das Ghetto von Riga war kein Konzentrationslager nach dem Muster der KZs, wie sie in 
Deutschland errichtet worden waren. Es gab keine Baracken, keine Kapos, keine Häftlings-
kleidung und keine eintätowierten Nummern. Die Familien durften zunächst beisammen blei-
ben. Aber es fanden wiederholt Selektionen statt, bei denen die Ghettoverwaltung auswählte, 
wer zu jung, zu krank, zu schwach oder zu alt war, um eine produktive Arbeitskraft im Sinne 
der deutschen Arbeitseinsatzverwaltung zu sein. Die Menschen, die bei diesen Kontrollen 
ausgewählt wurden, erschoss man im Wald von Bikernieki oder man vergaste sie auf dem 
Weg dorthin in speziell konstruierten Gaswagen, die das Reichssicherheitshauptamt stellte. 

In den Massengräbern von Bikernieki liegen neben diesen Unglücklichen und Juden aus der 
lettischen Provinz auch die Opfer aus fünf Deportationszügen, die in den Monaten August bis 
Oktober 1942 in Riga eintrafen. Abgefahren waren sie in Theresienstadt und Berlin. Einziges 
Ziel: die inzwischen als „Endlösung“ beschlossene Vernichtung. Riga war diesmal nur ein zu-
fälliger Ankunftsort, da die Kapazitäten der Vernichtungslager wie Treblinka, Sobibor, Bel-
zec und Auschwitz gerade zu diesem Zeitpunkt für den Massenmord nicht ausreichten. Bis 
auf wenige Männer wurden alle Insassen sofort nach der Ankunft ermordet. 

1943 gab es eine große Deportation nach Auschwitz. Zur Auflösung des Ghettos gehörte eine 
letzte Selektion: Kinder, Alte und Kranke gingen am 1. November auf Transport in das Ver-
nichtungslager Birkenau, wo sie am 5. November 1943 eintrafen. 850 Männer, Frauen und 
Kinder aus diesem Transport wurden in Birkenau selektiert und in den Gaskammern ermor-
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det. Nur dreißig Frauen bekamen eine gewisse Überlebenschance, weil sie noch kräftig genug 
erschienen, um zu arbeiten.  

Zwangsarbeit in Lettland 
Die deutsche Zivilverwaltung hatte ein Interesse daran, dass die Ghettoinsassen erwerbstätig 
waren. Sie fungierte nämlich als Leiharbeitgeber, in deren Tasche die Lohnzahlungen flossen. 
In einer internen Dienstbesprechung wurde 1944 eine Bilanz gezogen. Danach belief sich der 
Gewinn aus der jüdischen Zwangsarbeit auf fünfeinhalb Millionen Reichsmark und war ein 
wesentlicher Einnahmeposten des so genannten Reichskommissariats Ostland. Die jüdischen 
Zwangsarbeiter erhielten für ihre Arbeit ausschließlich Naturalien. Nur wer arbeitete, bekam 
Nahrungsmittel. Angehörige mussten aus dieser ohnehin zu knappen Zuteilung mitversorgt 
werden. 

In den Monaten vom Frühjahr 1942 bis in den Sommer 1943 wohnten die meisten jüdischen 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter im Ghetto. Jeden Morgen wurden sie dort von ei-
nem Vertreter ihrer Arbeitsstelle abgeholt. Viele „Kommandos“ waren für die Wehrmacht 
oder die SS tätig, einige auch bei den Hafen- und Bahnbetrieben. Jüdische Zwangsarbeiter ar-
beiteten im Milch- und im Schlachthof. Ein besonderes Kommando war die Straßenreinigung, 
die auch zum Schneeräumen eingesetzt wurde. Innerhalb des Ghettos lagen die Werkstätten, 
die direkt der Zivilverwaltung unterstanden. Hier wurden vor allem Handwerker beschäftigt: 
Näherinnen, die Kleidung ausbesserten, aber auch eine große Gruppe von Uhrmachern, die 
die den Juden geraubten Uhren reparierten und zur weiteren Verwertung vorbereiteten. 

Nicht alle Juden lebten ständig im Ghetto. Den Charakter einer Außenstelle hatte von vorn-
herein das Lager Jungfernhof. Jungfernhof sollte ein Mustergut für die deutsche Ostkolonisa-
tion werden: ein großes Gut mit deutschen Besitzern und Sklavenarbeitern als Arbeitskräften. 
Von 2.000 im Winter deportierten lebten im Sommer noch 450 Jüdinnen und Juden, die das 
Land bestellten – die anderen waren auf Grund der unvorstellbaren Lebensverhältnisse oder 
bei Selektionen ums Leben gekommen. Weitere Außenlager gab es bei Fabriken. Temporäre 
Lager wurden bei Großbaustellen oder zum Torfstechen eingerichtet. 

Allerdings machten SS-Stellen der Zivilverwaltung immer wieder deutlich, dass die wirt-
schaftliche Ausbeutung der Juden nicht im Vordergrund stehen könne. Der Ertrag der 
Zwangsarbeit war für die überzeugten Judenmörder eher so etwas wie eine Zugabe zur Ver-
nichtung. Deswegen änderte sich nichts wesentliches, als das Ghetto aufgelöst wurde und die 
mehr oder weniger systematische Ausnutzung jüdischer Arbeitskraft mit der Errichtung des 
Konzentrationslagers Kaiserwald und seiner Außenlager vollends Sache der SS wurde. 

KZ Kaiserwald und das Ende 
Mir der Errichtung des KZ Kaiserwald wurden die Deportierten nun zu Häftlingen. Innerhalb 
des Lagers mussten sie in Baracken hausen, nach Geschlechtern getrennt, durch kriminelle 
Kapos überwacht, umgeben von Stacheldraht und mehrere alles überragende Wachtürme, von 
denen die Konzentrationslager-SS die Szene beherrschte. Zur Einführung in das Lager gehör-
te die Verteilung von Häftlingsnummern und Häftlingskleidung. Die Insassen versuchten die 
Überstellung in eines der zahlreichen Außenkommandos zu erreichen, wo die Lebensbedin-
gungen erträglicher sein konnten. 

Das Konzentrationslager Kaiserwald wurde im August/September 1944 aufgelöst. Ein großer 
Teil der KZ'ler wurde am 6. August 1944 mit dem Transporter „Bremerhaven” in das KZ 
Stutthof bei Danzig evakuiert. In Stutthof waren bislang vorwiegend politische Häftlinge aus 
Polen interniert gewesen. Die Neuankömmlinge hatten in der Lagerhierarchie die untersten 
Ränge einzunehmen. Den erfahrenen Häftlingen aus Riga war klar, dass sie jede Möglichkeit 
ergreifen mussten, um aus Stutthof verlegt zu werden, damit sie ihre Befreiung noch erleben 
konnten. Die Bedingungen in Stutthof machten aus den ohnehin geschwächten Menschen in 
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kürzester Zeit apathische Existenzen, in der Lagersprache allgemein „Muselmänner“ genannt. 
Einige arbeitsfähige Lagerinsassen wurden von Stutthof aus in andere Konzentrationslager — 
bis in die Außenlager von Dachau in Süddeutschland – weitergeleitet. Die letzten verließen 
Stutthof auf einem Evakuierungsmarsch, der ein Todesmarsch wurde.  

Andere wurden über Hamburg auf Gefängnisse und Konzentrationslager in Deutschland ver-
teilt. In den Wirren der letzten Kriegstage gelang einigen die Flucht. Wieder andere wurden 
von der Roten Armee im Oktober 1944 befreit.  

Zahl der Opfer in Lettland 
Für die Juden aus Lettland werden in der Forschung Zahlen angegeben, die sich aus den Vor- 
und Nachkriegsstatistiken und aus den Angaben über die nachgewiesenen Opfer zusammen-
setzen. Danach wurden 91% der 66.000 Jüdinnen und Juden, die nach dem Einmarsch der 
Deutschen in Lettland festsaßen, in den Aktionen des Jahres 1941 – also innerhalb eines hal-
ben Jahres - ermordet. Die relativ kleine Gruppe der lettischen Zwangsarbeiter wurde durch 
die Arbeitsbedingungen zermürbt, d. h. es kam immer wieder zu einzelnen Todesfällen. 

Die Zahl der ausländischen Juden in Riga ergibt sich aus den bekannten Deportationen. Wolf-
gang Scheffler geht davon aus, dass ca. 31.000 Jüdinnen und Juden in die baltischen Staaten 
deportiert wurden. Insgesamt wurden 1945 etwas mehr als 1.100 Überlebende gezählt. 

Was wurde aus den Tätern? 
Abgesehen von den Verantwortlichen in Berlin, waren die Hauptverantwortlichen für den Ju-
denmord in Lettland der Chef der Einsatzgruppe A Dr. Walter Stahlecker, der Leiter des 
Einsatzkommandos 2 und Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD (KdS) Dr. Rudolf 
Lange sowie der Höhere SS und Polizeiführer (HSSPf) Nordost Friedrich Jeckeln. Der Kopf 
des lettischen Sonderkommandos war Viktors Arajs. Stahlecker war bereits 1942 als Soldat 
bei St Petersburg gefallen, Lange 1945 in der Nähe von Posen. Jeckeln wurde vor ein sowjeti-
sches Gericht gestellt und 1946 gehenkt. Viktors Arajs lebte und arbeitete lange Jahre unent-
deckt in der Bundesrepublik Deutschland. In Hamburg schloss 1979 ein Prozess gegen ihn 
mit einer lebenslänglichen Strafe. 

Das Landgericht in Hamburg beschäftigte sich außer mit Viktors Arajs auch mit anderen Tä-
tern, die sich in Lettland aufgehalten hatten, z. B. Friedrich Jahnke, Gerhard Maywald und 
Arno Besekow. Das Landgericht in Hannover richtete über den Leiter des Einsatzkommandos 
Erhard Grauel und andere Mitglieder des Sicherheitsdienstes in Liepaja (Liebau). Die Betei-
ligten aus der Zivilverwaltung wurden nur im Ausnahmefall zur Rechenschaft gezogen. 

 Ingrid Schupetta, Krefeld 2004 

Kopien für nicht kommerzielle Zwecke erlaubt, Quellenangabe Bedingung: 
www.ns-gedenkstaetten.de/nrw/de/krefeld/thema_2/riga.rtf  („Deportationsziel Riga“) 
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Von ca. 31.000 ins Baltikum verschleppten Juden aus Deutschland, Österreich und der Tschechoslo-
wakei haben nur gut 1.100 Menschen den Judenmord überlebt. Von den lettischen Juden waren es un-
gefähr 1.000 Menschen – das sind ungefähr 1,25 Prozent der jüdischen Bevölkerung. „Alle anderen 
waren durch die selbsternannten Vollstrecker und willfährigen Gehilfen eines staatlich organisierten 
Massenverbrechens ermordet worden, für dessen Ungeheuerlichkeiten kaum Worte zu finden sind das 
sich jeglicher Gleichsetzung in der Geschichte der Menschheitsverbrechen letztendlich entzieht.“ (S. 
446) Zu dieser Bilanz kommen Andrej Angrick und Peter Klein gegen Ende ihrer detaillierten Studie 
über den Judenmord in Riga. Angeregt wurde die Untersuchung von der in New York ansässigen Ver-
einigung der Überlebenden des Rigaer Ghettos. Die Autoren nahmen dies auf und beschreiben ihr 
Vorhaben als „eine erste umfangreiche Studie zur Geschichte des Rigaer Ghettos, der Menschen, die 
dort gelebt haben und zumeist auch dort gestorben sind, wie auch zu dem Ablauf der Verbrechen und 
zu den Tatverantwortlichen vorzulegen“ (S. 8). Dieses Vorhaben setzen sie in vorzüglicher Weise um; 
die beiden renommierten Kenner der Geschichte des NS-Judenmords gehen aber immer wieder über 
die lokale Ebene hinaus, ordnen das Geschehen in Riga in den Gesamtzusammenhang ein und disku-
tieren die Entscheidungsprozesse, die zu dem geführt haben, was wir heute „Holocaust“ oder „Shoah“ 
nennen. So ist etwa ein eigenes Kapitel dem „Weg zum Deportationsziel Riga“ gewidmet und damit 
einer der zentralen Phasen in der Genese der „Endlösung“. 

Nach einem Kapitel „Lettland zwischen den Diktaturen“ liegt der Schwerpunkt des Buches auf der 
Geschichte von Juden im deutsch besetzten Riga sowie den hier Verantwortlichen. Wohl auch denje-
nigen verpflichtet, die die Studie angeregt haben, versuchen sie hierbei, so gut es angesichts der in vie-
len Fällen sehr lückenhaften Quellenüberlieferung möglich ist, auch Einzelschicksale darzustellen, 
Namen zu nennen, das Geschehen herunterzubrechen – und das Los des einzelnen Individuums umso 
monströser erscheinen zu lassen. Gerade, wenn es um das Leben im Ghetto geht, hätte man sich die 
Ausführungen noch ausführlicher gewünscht. Die Rolle und die Verantwortlichkeit der einzelnen Be-
satzungsorgane werden eingehend dargestellt, ebenso wie die Kollaboration der Letten. 

Wie radikal Judenverfolgung und -mord dabei in dieser Region vonstatten gingen, mag die Bilanz des 
ersten Monats deutscher Besatzung verdeutlichen: „Ein Monat unter deutscher Besatzung hatte Zerstö-
rung, Entbehrung und vor allem Mord gebracht, wobei den Pogromen die Massenexekutionen in den 
Wäldern von Bikernieki folgten. Die Synagogen waren zerstört, die Geschäfte und das Vermögen kon-
fisziert worden, ein Großteil der jüdischen Intelligenz und viele Männer im wehrfähigen Alter ermor-
det, das Gemeindeleben erloschen. Das jüdische Riga existierte nicht mehr.“ (S. 99) In der Folge wur-
de – ab dem 1. September 1941 unter Kontrolle der Zivilverwaltung im neu errichteten Reichskom-
missariat Ostland unter Leitung von SA-Obergruppenführer Hinrich Lohse – ein Ghetto errichtet, wie 
anderswo im besetzten Europa auch hier in einer der heruntergekommensten und ärmsten Gegenden, 
der Moskauer Vorstadt. Im Laufe des Monats August 1941 wurden die Juden Rigas systematisch aus 
den anderen Gebieten der Stadt in das so genannte Große Ghetto vertrieben. Am 25. Oktober wurde 
das Ghetto mit Stacheldrahtzaun vom Rest der Stadt abgetrennt. Seit Anfang November schaltete sich 
der neu eingesetzte Höhere SS- und Polizeiführer Ostland Friedrich Jeckeln in die „Judenpolitik“ ein – 
mit verheerenden Folgen. Auf Anweisung Heinrich Himmlers soll Jeckeln (ein „mörderischer Antise-
mit“, S. 140) das Ghetto liquidieren. Parallel zu den Planungen des folgenden Massakers bei Rumbula, 
etwa zehn Kilometer von Riga entfernt, wurde in einem Teil des Ghettos das so genannte Kleine Ghet-
to eigens abgeriegelt. Hierher mussten Ende November die wenigen lettischen Juden, die als Arbeits-
kräfte zunächst weiterleben durften, umziehen, während die deutschen Juden, deren Ankunft bevor-
stand, im Großen Ghetto untergebracht werden sollten. Gegen alle Anweisungen ließ Jeckeln eigen-
mächtig die am 30. November 1941 mit dem ersten Transport aus dem Reichsgebiet eintreffenden 
1.000 Juden aus Berlin direkt nach Rumbula weiterschicken und erschießen. Am 30. November und 8. 
Dezember 1941 wurden etwa 27.800 Menschen in Rumbula ermordet. 

Die Transporte der deutschen Juden und deren Schicksal bilden einen großen Schwerpunkt des Bu-
ches. Viele von ihnen wurden auf dem Gutsgelände „Jungfernhof“ in Baracken unter katastrophalen 
Bedingungen untergebracht. Die ersten deutschen Juden, die im Ghetto selbst leben mussten, wurden 
am 7. Dezember 1941 von Köln in Richtung Riga verschleppt, das sie drei Tage später erreichten. Bis 
zur Jahreswende waren über 4.000 Menschen in das Ghetto gebracht worden. Ein „Ältestenrat der 
Reichsjuden im Ghetto zu Riga“ unter Vorsitz von Max Leiser aus Köln wurde ins Leben gerufen. 
Zwischen dem 12. Januar und dem 10. Februar 1942 trafen mehr als 10.000 weitere Juden aus dem 
„Großdeutschen Reich“ in Riga ein. 
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Mehrere hundert Juden aus den Transporten Ende 1941 waren direkt in das Lager Salaspils gebracht 
worden, um dieses aufzubauen. Aufgrund des gravierenden Arbeitskräftemangels hatten Juden im 
Reichskommissariat Ostland als Zwangsarbeiter eine Überlebensfrist; doch hatte gleichzeitig bereits 
die „Aktion Dünamünde“ im Frühjahr 1942 allen Juden gezeigt, wie unsicher ihre Existenz auch als 
Arbeitskraft letztlich war: In mehreren Erschießungen wurden vermutlich ungefähr 1.800 Menschen 
aus dem Jungfernhof und 3.000 aus dem Ghetto ermordet: „eine tiefe Zäsur“ (S. 344) in der Wahr-
nehmung der überlebenden Deportierten. So sollte sich die weitere Geschichte der Juden in Riga und 
Umgebung in der Folge zunächst zwischen „Zwangsarbeit und Vernichtung“ (Kapitel 15) bewegen, 
dann jedoch gewannen die ideologischen Prämissen die Oberhand: „Vernichtung statt Zwangsarbeit“ 
(Kapitel 17). Himmler ließ das Ghetto Riga zunächst, möglicherweise von Jeckeln initiiert, am 2. Ap-
ril 1943 rückwirkend zum 13. März in das Konzentrationslager Riga umwandeln, was einen Vorteil 
gegenüber der Zivilverwaltung und einen Machtzuwachs des HSPFF bedeutete. Am 21. Juni ordnete 
er an, dass Juden im Reichkommissariat Ostland ausschließlich in Konzentrationslagern zusammenzu-
fassen seien. Vermutlich im März 1943 begannen die Bauarbeiten im Rigaer Villenvorort Mezaparks 
(Kaiserwald). Im Juni 1943 bestand das KL Kaiserwald aus höchstens je vier Baracken für Männer 
und Frauen, wesentlich erweitert wurde das Lager danach nicht mehr. Trotz der bisherigen Erfahrun-
gen verschlimmerte sich die Situation der hier eingelieferten Häftlinge aus deren Sicht noch. Die Ein-
weisung der ersten Häftlinge im Juli 1943 leitete die Auflösung des Ghettos ein, zahlreiche weitere 
Juden wurden bei ihren Arbeitsstätten kaserniert. Auch in den kleineren Lagern herrschte Willkür, was 
die Autoren im Hinblick auf den Holocaust in Lettland formulieren lässt: „Im Gesamtgeschehen do-
minieren die Einzelmorde aus Tötungslust, zur Bestrafung oder zur Abschreckung.“ (S. 405) Am 2. 
November 1943 trieb die Sicherheitspolizei, während die Arbeitskräfte das Ghetto verlassen hatten, al-
le Kinder und Kranken zusammen und deportierten sie nach Auschwitz, im März 1944 kam es zu ei-
ner „Kinderaktion“ in Kaiserwald. Dort und „in Salaspils fand das Morden kein Ende“ (S. 423). Ende 
September wurden die Lager evakuiert, der letzte Transport stach am 10. Oktober 1944 in See, Zielha-
fen war Danzig, die Häftlinge wurden ins Konzentrationslager Stutthof gebracht; manche von ihnen 
wurden hier noch zum Opfer der letzten Vergasungen. Andere mussten während der Evakuierung des 
Lagers noch weiterziehen. 

Das abschließende Kapitel „Der Neubeginn und die Suche nach Gerechtigkeit“ stellt die Probleme der 
Überlebenden nach dem Krieg dar und inwieweit die Täter zur Rechenschaft gezogen wurden. Einige 
von ihnen überlebten das Kriegsende gar nicht, Friedrich Jeckeln wurde von einem sowjetischen Mili-
tärgericht verurteilt und am 3. Februar 1946 hingerichtet. Dass „das deutsche Strafrecht für die Ahn-
dung von genozidalen Verbrechen nur bedingt geeignet war“ (S. 458) zeigen die Verfasser anhand 
zahlreicher anderer NS-Täter auf, hier stellt das Beispiel Riga also keine Ausnahme dar. 

Die traurige Bilanz der Jahre 1941-1944 in der behandelten Region wurde eingangs bereits zitiert. Mit 
der Untersuchung von Andrej Angrick und Peter Klein liegt endlich eine akribisch genaue Untersu-
chung des Judenmords in Riga vor, die neben der Darstellung der Entscheidungsprozesse, der Abläufe 
und Verantwortlichkeiten zudem versucht, die Stimmen der Betroffenen einzubeziehen, wo dies mög-
lich erscheint. 

Das Buch: 

Andrej Angrick / Peter Klein 
Die „Endlösung“ in Riga. Ausbeutung und Vernichtung 1941-1944 
Verlag: Wissenschaftliche Buchgesellschaft Darmstadt, 2006 
520 Seiten, 74.90 Euro 
ISBN: 978-3-534-19149-9 

Alle Rechte an den Texten und Daten verbleiben beim Wissenschaftlichen Literaturanzeiger sowie den Rezensenten 
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     23.02.2008 

 

Rigaer Ghetto überlebt und zurückgekehrt 
Mindener Jüdin erhält wegen ihrer Abstammung Berufsverbot 
und wird als Zwangsarbeiterin der Wehrmacht zugewiesen 

Minden (mt). Mathilde Butter war eine der wenigen, die als Juden in den Osten 
verschleppt nach Minden zurückkehrten. Auch nach dem Ende der Nazi-Herr-
schaft hörten die Benachteiligungen wegen ihrer Abstammung nicht auf. 

Von Hans-Werner Dirks und Kristan Kossack 

 
Mathilde Butter arbeitete zunächst in einer Gastwirtschaft. (Foto:  Kommunalarchiv) 

Mathilde Butter wurde am 17. März 1909 in Köln geboren. Sie war ledig und machte in Min-
den seit 1929 in der Gastwirtschaft „Simeonshalle“ bei dem Pächter Fritz Twelsing eine Leh-
re als Hotelköchin. Ihre Lehrabschlussprüfung konnte sie nicht mehr ablegen. Twelsing muss-
te den Gaststättenbetrieb wegen politischer Differenzen mit dem Verpächter Ende 1931/An-
fang 1932 aufgeben. Der neue Pächter diesmal eine Person, die der SA angehörte, wollte kei-
nen jüdischen Lehrling übernehmen. 

Mathilde Butter fand wegen ihrer jüdischen Abstammung im Mindener Gaststättengewerbe 
anschließend auch keinen anderen Ausbildungsbetrieb mehr. Die Schwierigkeiten bei der Ar-
beitssuche nahmen nach 1933 weiter zu. Nach Verabschiedung der Nürnberger Rassengesetze 
durften Juden überhaupt nicht mehr bei Deutschen beschäftigt sein, die als so genannte      
„Arier" eingestuft wurden. Die junge Frau verdingte sich daher bis zur ihrer Deportation im 
Dezember 1941 bei mehreren jüdischen Familien als Haushaltsgehilfin. 

Ihre neuen Arbeitgeber wechselten häufig, weil sie als Emigranten Minden verlassen mussten 
(Lewkonja, Hellmann) oder selbst so verarmten, dass sie nicht länger eine Hausgehilfin be-
zahlen konnten (Strauss, Katzenstein). Zum Schluss wurde Mathilde Butter, zusammen mit 
ihren letzten Arbeitgebern, dem früheren Mindener Bankier Georg Aronstein und seiner Ehe-
frau Käthe, geborene Steinfeld, nach Riga verschleppt. 
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Warntafeln am Eingang des Rigaer Ghettos im Jahr 1942 weisen auf den Schießbefehl im Fall einer 
Flucht oder Kontaktaufnahme hin. (Foto: Museum „Juden in Lettland“ in Riga) 

Das Rigaer Ghetto wurde auf Anordnung Himmlers im Sommer 1943 aufgelöst. Wegen des 
großen Arbeitskräftemangels wurden bis dahin auch jüdische Insassen außerhalb des Ghettos 
in deutschen Betrieben und von der Wehrmacht beschäftigt. Himmler verbot ihr weiteres He-
rausbringen aus dem Ghetto und ließ stattdessen in einem umzäunten Vorort von Riga in acht 
Häftlingsbaracken für einzelne ausgewählte Juden das „Konzentrationslager Kaiserwald“ ein-
richten. Die nach Himmlers Rassenlogik zur Arbeit nicht mehr benötigten Juden wurden nach 
„Osten evakuiert“ – sprich liquidiert. 

Mathilde Butter blieb noch bis zum 20. Mai 1944 beim Armeebekleidungsamt 701 in Ri-
ga/Mühlengraben abgestellt. Anschließend kam sie auch nach Kaiserwald, wo sie sich durch 
die Arbeit in einer Anodenfabrik schwerste Bleivergiftungen zuzog. Nach längerem Aufent-
halt in einem Wehrmachtslazarett landete sie dann erneut beim Armeebekleidungsamt 701. 

Im Zuge der Rückverlegung der Front nach Westen gelangte Mathilde Butter über Liebau an 
der Ostsee per Schiff mit einem Häftlingstransport im Februar 1945 weiter nach Hamburg 
Fuhlsbüttel. Die letzte Station ihrer Häftlingsodyssee war ein so genanntes Arbeitserziehungs-
lager in Kiel Hasse. Dort wurde sie am 1. Mai 1945 vom schwedischen Roten Kreuz über-
nommen. 

Als „Staatenlose“ kam sie jetzt nach Schweden. Den jüdischen Häftlingen war bei ihrer De-
portation auch die deutsche Staatsbürgerschaft entzogen worden. Erst 1953 erhielt sie ihre 
Staatsbürgerschaft wieder und kehrte im folgenden Jahr nach Minden zurück. 

In Minden musste sie bei der Arbeitssuche erleben, dass Juden vereinzelt immer noch uner-
wünscht waren. Mit eidesstattlicher Versicherung erklärte Mathilde Butter am 17. April 1956 
in ihrem Wiedergutmachungsverfahren beim Landkreis Minden: „Im Juni/Juli 1955 hatte mir 
das Arbeitsamt Minden eine Stelle als Näherin bei der Firma Schulwitz in Minden, Che-
ruskerstraße, vermittelt. Es handelte sich um eine leichte Arbeit, es waren Staubsaugerbeutel 
zu nähen, keine Akkordarbeit.“ Beim Vorstellungsgespräch sei ihr zugesichert worden, dass 
sie eingestellt würde. Das Arbeitsamt habe von der Firma die gleiche Mitteilung erhalten. 
Nach einigen Tagen jedoch sei eine Absage erfolgt. Eigene Ermittlungen und Nachforschun-
gen der Kultusgemeinde hätten ergeben, dass „die Einstellung nicht erfolgt war, weil ich Jü-
din bin.“ 

Hans-Werner Dirks aus Lavelsloh ist Diplom-Sozialwissenschaftler. Er arbeitet seit 1987 zur 
deutsch-jüdischen Emigration, unter anderem für die jüdische Kultusgemeinde Minden.  

Kristan Kossack aus Minden beschäftigt sich mit regionaler Zeitgeschichte (19. und 20. Jahr-
hundert) und hat diverse Veröffentlichungen verfasst (www.zg-minden.de). 
 

Copyright © Mindener Tageblatt 2008, Erscheinungsdatum 23.02.2008 | Ausgabe: MT 
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„Diese furchtbaren Erinnerungen soll man nicht 
nur vortragen, man muss sie aufschreiben“  

 
„Die Linke bin ich, rechts sieht man meine Schwester Rita“. Prof. Dr. Gertrude Schneider zeigt Christi-
ane Klein vom Laumann Verlag und Wolfgang Suwelack das Familienbild auf dem Zeitzeugen-Plakat. 
[Foto: Hänscheid] 

Sie hat ihr Leben der Aufklärung der Shoah gewidmet. Jenes Leben, das Ghetto und Konzent-
rationslager, Grausamkeiten und Verachtung nicht brechen konnten: Prof. Dr. Gertrude 
Schneider ist die Zeitzeugin mit dem Tagebuch, das Hass und Tod, aber auch den Alltag im 
Lager in Riga festhielt. Heute Mittag stellte sie in der Villa ten Hompel ihr Buch „Reise in 
den Tod“ vor.  

Da sitzt die renommierte Historikerin, hoch anerkannte Dozentin und Autorin aus New York, 
und während sie strahlend den 200 Seiten starken, druckfrischen Band als „mein schönstes 
Geschenk“ zum bevorstehenden 80. Geburtstag in Empfang nimmt, blitzt immer wieder die 
„Traudel“ Hirschhorn durch, jenes jüdische Mädchen aus Wien, das mit 14 Jahren mitsamt 
Schwester Rita und den Eltern nach Riga deportiert wurde. „Noch heute hat meine Schwester 
die Narben von meinen Fingernägeln in der Hand, weil ich sie so festgehalten habe, als man 
die Kinder unter 14 Jahren zum Töten wegbringen wollte“. Glückliche Umstände – in Gestalt 
einer jüdischen Sekretärin – verhinderten, dass die Jüngere umkam; der letzte Gruß des 
schließlich ermordeten Vaters („Behütet einander“) hat ihrer beider Leben bis auf den heuti-
gen Tag begleitet.  

Gegen Vergessen – für Erinnern  
Über Umwege erfuhren Wolfgang Suwelack und dessen Stiftung in Billerbeck von der Zeit-
zeugin in den USA. Diese Stiftung „Gegen Vergessen – für Erinnern“ sorgte dafür, dass 
Schneiders Standardwerk „Journey into Terror“ als „Reise in den Tod“ in einer überarbeiteten 
und ergänzten Neuerscheinung (bei Laumann Druck & Verlag, Dülmen) jetzt auf den Markt 
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kommt. Matthias Ester von der Stiftung: „Es erscheint an einer Zeitenwende – die Zeitzeugen 
werden allmählich verstummen. Und es erscheint passend zum Beginn der Deportations-
Ausstellung „Sonderzüge in den Tod“, die vom 18. Mai bis 15. Juni im münsterschen Bahn-
hof zu sehen ist“.  

Zeitzeugin berichtet von den Deportationszügen  
Im Rahmen der Ausstellungseröffnung am Sonntag um 11.30 Uhr im Rathausfestsaal wird 
Gertrude Schneider einen kurzen Erinnerungsbericht über ihre Deportation von Wien nach 
Riga geben. Am Montag, 19. Mai, spricht die Professorin, die inzwischen neben der amerika-
nischen auch wieder die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt, um 20 Uhr im Erbdrosten-
hof (Eintritt frei) über das „Überleben in der Shoah“ – basierend auf ihren Tagebuch-
Erinnerungen und den Forschungen, die sie als Historikerin des „Reichsjuden-Ghettos“ Riga 
seit Jahrzehnten zusammenträgt.  

 
Die Stiftung von Wolfgang Suwelack ermöglichte den Druck des Buches von Gertrude Schneider – 
das erste Exemplar nahm die in New York lebende Zeitzeugin und Historikerin gerührt entgegen. Fo-
to: Hänscheid  

Nach Riga wurden die meisten der in Westfalen – und auch die in Münster – lebenden Juden 
deportiert. „Ich habe mit vielen Menschen aus Münster im Lager Kontakt gehabt: Wir haben 
oft im Scherz gestritten, ob Münster oder Wien schöner sei“, so erzählt die New Yorkerin, die 
in diesen Tagen Münster nun wirklich kennen lernt. Eine Stadt in dem Land, das „wir Juden 
geliebt haben – man hat uns nicht zurückgeliebt“. Ihr Buch soll weiter sprechen, wenn die 
letzten Zeugen schweigen, so wünscht es sich Gertrude Schneider.  

Gertrude Schneider, „Reise in den Tod“, Laumann-Verlag, Dülmen, ISBN 978-
3-89960-305-7  

Heike Hänscheid  

 

 

     17.05.2008 

Forschung  

Sind Gefühle erlaubt? 
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Ich ringe mit der Fassung 
Wie fühlt jemand, der täglich mit der Geschichte der Juden in Deutschland be-
fasst ist? Empfindet er Schuld oder Wut, wird er traurig? Oder lässt die Thema-
tik ihn kalt? Ein Historiker stellt sich der Gewissensfrage. 

Von Vera Altrock 

Der Weg zum „Institut für die Geschichte der deutschen Juden“ führt vorbei am Rolf-
Liebermann-Studio des NDR an der Oberstraße, einst Gebetsstätte der jüdischen Tempelge-
meinde. Die Stolpersteine an der Isestraße sind in ihn eingelassen. Weiter geht es durch den 
Kleinen Kielort mit den vielen Wohnstiften, die nach 1939 als „Judenhäuser“ zweckentfrem-
det wurden. Im Gepäck eine große Frage: Wie schafft man es als Wissenschaftler, objektiv 
mit diesem Teil der Geschichte umzugehen? Beantworten soll sie Dr. Andreas Brämer, stell-
vertretender Direktor des Instituts am Rothenbaum. 

Er hat eine Biografie über den Rabbiner Joseph Carlebach geschrieben, den letzten amtieren-
den jüdischen Geistlichen in Hamburg, der 1942 mit seiner Familie und einem Teil seiner 
Gemeinde nach Riga deportiert und dort im Vernichtungslager umgebracht wurde. Brämer hat 
mit dem einzigen überlebenden Sohn Julius an der Hochschule für Jüdische Studien in Hei-
delberg zusammengearbeitet und steht mit dessen Tochter Miriam Gillis-Carlebach in Kon-
takt, die an der Bar-Ilan-Universität bei Tel Aviv ein Archiv mit den Schriften und Briefen ih-
res Vaters aufgebaut hat. Er ist eng mit der Familiengeschichte vertraut. Wie stellt er den für 
die Forschung nötigen Abstand zu dem Thema her? „Beim Lesen und Schreiben über Ge-
schichte gelingt es mir, Distanz zu wahren. Die wird jedoch aufgehoben in meinen öffentli-
chen Vorträgen: Wenn es dann um Deportation und Ermordung von Juden geht, ringe ich zu-
weilen mit der Fassung“, sagt der Wissenschaftler. „Eine reflektierte Empathie ist für mich 
aber ohnehin Grundvoraussetzung für Geschichtsforschung“, betont er. Wissenschaftliche 
Objektivität dürfe nicht ausschließen, dass die Dimension der Moral zur Sprache komme. 
Dennoch: „Die jüdische Geschichte beschränkt sich nicht auf die Verfolgungen während der 
NS-Zeit.“ Aufgabe des Instituts sei es deshalb, der Öffentlichkeit ein Bild von der Vielfalt jü-
dischen Lebens in Hamburg und in Deutschland in den verschiedenen Jahrhunderten zu ver-
mitteln. „Dabei sollen Jüdinnen und Juden stets auch als handelnde Personen begriffen wer-
den.“ 

Über die kulturell, religiös und wirtschaftlich aktive Gemeinde in Hamburg, die im frühen 20. 
Jahrhundert mehr als 20.000 Mitglieder hatte, forscht Andreas Brämer besonders intensiv. In 
diesen Bereichen gäbe es noch unglaublich viel zu tun, und die Quellenlage im Staatsarchiv 
sei erfreulicherweise sehr gut. Heute zählt die jüdische Gemeinde wieder mehr als 3.000 Mit-
glieder. Wie viele Jüdinnen und Juden insgesamt in Hamburg wohnen, ist jedoch nicht genau 
erfasst, denn nicht alle von ihnen sind auch Gemeindemitglieder. Während sich das jüdische 
Leben vor 1933 hauptsächlich westlich der Alster abspielte, sind die Wohnorte heute über die 
ganze Stadt verteilt, sodass viele Gläubige einen weiten Weg auf sich nehmen müssen, wenn 
sie die Synagoge an der Hohen Weide besuchen wollen. Kein Mitglied der Carlebach-Familie 
ist je auf Dauer nach Hamburg oder Deutschland zurückgekehrt, die Angehörigen leben in 
England, in Amerika oder in Israel. 

Dass sich rund um den Grindel wieder jüdische Kultur entwickle, freut Andreas Brämer, der 
häufig mit seinen Studenten Führungen durch das Viertel unternimmt. „Es ist zwar nicht 
selbstverständlich. Aber für mich gehört die Gemeinde zur religiösen Vielfalt einer weltoffe-
nen Metropole.“ 
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Wie fühlt jemand, der täglich mit der Geschichte der Juden in Deutschland befasst ist? Emp-
findet er Schuld oder Wut, wird er traurig? Oder lässt die Thematik ihn kalt? Ein Historiker 
stellt sich der Gewissensfrage. 

Am Joseph-Carlebach-Platz, wo noch vor dem Zweiten Weltkrieg die jüdisch-orthodoxe 
Bornplatzsynagoge stand, könne man Spuren einer in unsäglichem Leid untergegangenen jü-
dischen Vergangenheit entdecken, aber auch Hinweise darauf finden, dass etwas Neues im 
Entstehen sei, sagt Andreas Brämer. „Hier ist man mittendrin, kann die Schule sehen, die jetzt 
wieder als Zentrum der Synagogengemeinde genutzt wird, hat die Kammerspiele in der 
Nachbarschaft, den ehemaligen Grindelfriedhof, aber auch das Deportierten-Denkmal an der 
Moorweide. Vor Kurzem ist ein Café hinzugekommen, das Veranstaltungen zur jüdischen 
Kultur organisiert.“ Hier, wo die Vergangenheit auf die Zukunft trifft, geht Geschichte zu 
Herzen. Und die Distanz ist fern. 

 
 

     18.05.2008 

Deportationsausstellung im Bahnhof eröffnet 
MÜNSTER. Langsam geht Gertrude Schneider, eine bald 80-jährige ergraute 
Frau, auf die Bühne des Rathausfestsaals und fängt vor vollem Saal an, ihre Ge-
schichte zu erzählen. Wenn Gertrude Schneider Bahn fährt, werden heute noch 
Empfindungen wach: „Es tut mir das Herz noch immer weh, wenn ich einen Zug 
fahren höre.“ Die Besucher der Ausstellungseröffnung „Sonderzüge in den Tod“ 
am Sonntag im Rathaus hörten gebannt zu.  

Das gleichmäßige Rattern der Räder ist es, was die rüstige Dame immer wieder an ihre De-
portation nach Riga erinnert, ins jüdische Ghetto. 

Mit einem Deutsch, in dem stark der Dialekt ihrer Heimatstadt Wien mitklingt, berichtet sie 
von der Zeit der Judendeportationen im Zweiten Weltkrieg. Sie berichtet lebhaft von 1942, 
von der Zugfahrt von Wien nach Riga ins jüdische Ghetto und lässt die Bilder der vergange-
nen Tage für das ganze Publikum noch einmal entstehen. Anfangs seien die Juden aus Wien 
noch gutgläubig gewesen, erst nach einigen Vorkommnissen „ist uns ein Licht aufgegangen 
und wir wussten: Wir haben keine Chance“, so Schneider. 

Sie überlebte dennoch, kam zurück nach Wien und emigrierte dann in die Vereinigten Staa-
ten. Sie hielt das Versprechen, das sie ihrem Vater gab: „Alles aufzuschreiben, damit nichts 
vergessen wird.“ 

„Berichte von Zeitzeugen sind wichtig“ 

Oberbürgermeister Berthold Tillmann und Jürgen Hülsmann, Vorsitzender der Gesellschaft 
für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit Münster, ehrten während der Eröffnung drei Zeit-
zeugen. Neben Gertrude Schneider auch Marga Spiegel und Marion Zambrano. „Einige Über-
lebenden haben sich abgewandt vom Volk der Täter“, so Hülsmann. Er betont aber: „Berichte 
von Zeitzeugen sind sehr wichtig“. Darum gebühre den drei Frauen besonderer Dank für ihre 
Mühen. Dafür, dass sie sich weiterhin erinnern. 

Noch vier Wochen lang ist die Wanderausstellung der Deutschen Bahn im Hauptbahnhof zu 
sehen. Besucher können sich die Exponate im langen Gepäcktunnel ansehen. Auch dabei 
werden sie die Züge hören, die wenige Meter über ihnen in den Bahnhof ein- und ausfahren. 
Dieses Geräusch, das Gertrude Stein noch immer im Gedächtnis ist.  K dwi 
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Deportationen mit der Reichsbahn:  
Fahrpläne ohne Wiederkehr  
MÜNSTER In einem Tunnel im münsterschen Bahnhof wartet zurzeit die be-
klemmende Ausstellung „Sonderzüge in den Tod“ – die Deutsche Bahn arbeitet 
darin ihre Geschichte während der Deportationen der NS-Zeit auf. Begleitend 
zur Ausstellung fand am vergangenen Dienstag ein Diskussionsabend in der Vil-
la ten Hompel statt. Eingeladen hatte der Verein „Spuren finden“.  

Von Peter Sauer 

  
Buchautor Heiner Lichtenstein hat die Beteiligung der Reichsbahn an den Deportationen der NS-Zeit 
umfassend untersucht. – Foto: Sauer 

„Ohne die Bahn hätte es einen Holocaust nicht gegeben.“ Der Journalist und Buchautor Hei-
ner Lichtenstein bringt seine Forschungen zum Thema Deportation erbarmungslos auf den 
Punkt. Viele Zuhörer in der Villa ten Hompel sind schockiert.  

Konferenzen des Grauens  
Auf Fahrplankonferenzen sorgten die Mitarbeiter der Reichsbahn dafür, dass der Transport 
von Juden, Euthanasie-Opfern, Sinti und Roma und Homosexuellen so effektiv wie möglich 
verlief. Lichtenstein schildert das Grauen dieser Besprechungen: „Wie viele Waggons, wie 
viele Loks braucht man, damit die Züge so rechtzeitig ankommen, dass die Leute noch am 
selben Tag vergast werden können? Und dann rollte das.“ Große Unruhe im Publikum. 

Viele wollen wissen, warum die USA nicht die Transporte verhindert hätten, etwa durch Zer-
störung der Loks. „Die wollten den Krieg führen, um in erster Linie Deutschland zu besiegen 
– nicht um die Juden zu retten“, sagt Lichtenstein. Auch die Sabotage an Gleisen habe sich in 
Grenzen gehalten. 

Die List der Mörder 
Winfried Nachtwei, Mitglied des Bundestages, erläutert eindringlich, wie allein aus Münster 
390 Juden am 12. Dezember 1941 in dem Irrglauben in die Züge der Reichsbahn stiegen, sie 
führen zum Arbeitseinsatz nach Riga: „Es waren Züge in den Tod.“ Damit alles echt aussah, 
wurde den Passagieren sogar erlaubt, persönliche Gegenstände bis zu 50 Kilo mitzunehmen – 
wie bei einer Reise. 
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Nachtwei berichtet, welche Schwierigkeiten des Erinnerns es sowohl in Riga als auch im 
Münsterland gab und wie schnell Kriegsverbrecherprozesse oft im Sande verliefen. Peter 
Schilling vom Verein „Spuren finden“ moderiert den Abend fundiert. Von Anfang an beteili-
gen sich viele Zuhörer mit Fragen und Anmerkungen. Die starken Emotionen zeigen, dass die 
Erinnerungsarbeit wichtiger denn je ist. 

www.deportationsausstellung.de 

 
 

     29.05.2008 

Schatten der Vergangenheit:  

„Die Beteiligung der Bahn am Holocaust“ 

 
Trafen sich zu einer interessanten Diskussionsrunde Thema „Deportationen mit der Reichsbahn“ in 
der Villa ten Hompel (v.l.): Peter Schilling, Heiner Lichtenstein und Winni Nachtwei. [Foto: Kutzendör-
fer] 

[29.05.2008 | ECHO] „Im Oktober 1941 ist hier im Haus ein Brief angekommen“, erzählt 
Winni Nachtwei den Zuhörern in der Villa ten Hompel. Es sei um die „Evakuierung“ von Ju-
den nach Riga gegangen. Zum Arbeitseinsatz. „Öfen und Matratzen durften sie sogar mit-
nehmen. Alles eine Täuschung.“ 

Die Deportationen vor allem von Juden, Sinti und Roma in die Vernichtungslager, die Betei-
ligung der Bahn am Holocaust waren jetzt Thema an dem Ort in Münster, der zwischen 1940 
und 1945 den regionalen Befehlshaber der Ordnungspolizei beherbergte. Als Begleitpro-
gramm zur Deportationsausstellung im münsterschen Hauptbahnhof hatte der Verein „Spuren 
finden“ den Grünen-Politiker Nachtwei und den Kölner Journalisten Heiner Lichtenstein, 
Mitarbeiter der „Tribüne“ (Zeitschrift zum Verständnis des Judentums) zur Diskussion gela-
den. 
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„Wohnraum wird frei“  
„Im November 1941 dann haben der Oberbürgermeister von Münster, die Gestapo und der 
Polizeipräsident zusammengesessen, um ein entsprechendes Protokoll zur „Evakuierung“ zu 
erstellen“, fährt Nachtwei fort. Im Dezember folgte die Verhaftung zahlreicher Juden auch 
aus Münster und dem Münsterland, danach die Deportation nach Riga. „Wohnraum wird 
frei“, habe es in Thekengesprächen frohlockend geheißen, so der Politiker. Auf konfessionel-
ler Seite sei schon eher Mitleid aufgekommen: „Es sind doch auch Menschen.“ 

„Reichsbahnbeamte haben in Prozessen gesagt, sie hätten von allem nichts gewusst“, erzählte 
Heiner Lichtenstein, der selber zahlreiche NS-Prozsse verfolgte. Natürlich hätten sie es ge-
wusst! „Sie haben die Juden vor allem am Schabat, ihrem Feiertag, in die Züge verfrachtet, 
oder dann, wenn Schweine verladen wurden, weil sie Schwein nicht essen. Alles, um sie zu 
demütigen.“  

Besonders die Ordnungspolizei sei im Bilde gewesen, „denn sie begleitete die Deportierten 
bis ins Ghetto“. „Ohne die Bahn kein Holocaust“, lautet Lichtensteins unmissverständliches 
Resümee. Probleme habe es höchstens gegeben, wenn die Wehrmacht Züge brauchte, um die 
Soldaten an der Front zu versorgen. „Ansonsten rollten die Waggons bis zum Ende der Kon-
zentrationslager.“  

Fahrplankonferenzen  
Es sollte schnell gehen. „Hitler hatte schon 1939 die Organisation der „Endlösung“ an Himm-
ler übergeben. Dieser sollte dafür sorgen, dass alles so gut läuft, dass die Juden am besten 
noch am selben Tag vergast werden konnten.“ Dazu habe es Fahrplankonferenzen u. a. in 
Berlin, Hamburg und Hannover für die Bahnbeamten gegeben. „Die Leute wussten also ge-
nau, was passiert“, sagt Lichtenstein. 

Dass nur so wenigen Verantwortlichen der Prozess gemacht wurde, sei bedauerlich. Dass sich 
die Bahn selbst erst 25 Jahre später die Frage nach ihrer Schuld stellte, darauf glaubt Nacht-
wei eine Antwort zu haben: „Kollektiv wird man wohl erst zu einer Auseinandersetzung be-
reit sein, wenn man eine Generation weiter ist. Man kehrt eben nicht gerne vor der eigenen 
Tür.“  

Andea Kutzendörfer  

 


